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Bundeskanzler Schüssel fordert im KURIER-Gespräch restriktivere Zugangsbeschränkungen
für ausländische Beschäftigte, um damit die steigende Arbeitslosigkeit zu bekämpfen

„DEN ZUZUG EINBREMSEN“
von Margaretha Kopeinig

UmdieArbeitslosenrate inÖster-
reich zu senken und den Ar-

beitsmarkt zu entlasten, verlangt
Bundeskanzler Wolfgang Schüssel
strengereRegelungenfürdenZuzug
sowie für die Familienzusammen-
führung. Derzeit laufen Verhand-
lungen zwischen dem Kanzleramt
sowie dem Innen- und Justizressort
über die Festlegung der Quote für
ausländischeArbeitskräfte für 2006,
bestätigt der Sprecher von Innen-
ministerin Liese Prokop (ÖVP).
Die Niederlassungs-Verordnung

beschränkte die Zuwanderung für
2005mit7500Personen.2006dürfte

die Quote demnach entsprechend
niedriger ausfallen.
Schüssel begrüßt die geplante

Verschärfung des Staatsbürger-
schaftsrechtes. „Die Reform der
Einbürgerung wird der wichtigste
PunktderRegierungsklausuram13.
und 14. September sein“, sagt der
Sprecher des Justizministeriums.
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KURIER: Herr Bundeskanzler, die

Arbeitslosigkeit in Österreich steigt.
Was machen Sie dagegen?
SCHÜSSEL:DieguteBotschaft ist,

dass die Beschäftigung verglichen
mit 2004 um ein Prozent gestiegen
ist. Das sind 32.000 zusätzliche Ar-
beitsplätze. Die schlechte Botschaft
ist, dass die Zahl der Arbeitslosen in
einem Jahr um 12.500 gestiegen ist.
8000 davon sind Inländer, 4500 sind
Ausländer. Es gibt noch immer eine
gigantischeZuwanderung.Wirmüs-
sen gut überlegen, obwir denZuzug
einbremsen sollen und wie es mit
den Nachzugsregelungen ist. Wir
gießen ja auch das Staatsbürger-
schaftsrecht in eine neue Form. Die
Übergangsfristen für den freien Per-
sonenverkehr bleiben aufrecht.

Planen Sie ein neues Konjunktur-
paket?
Wir haben eine Reihe von Maß-

nahmen eingeleitet: Die Lehrlings-
prämie, zusätzliche Gelder für die
Forschung.Seit Jänner istdieSteuer-
reform in Kraft. Die Maßnahmen
greifennicht sofort.Wir forderneine

Garantie für EU-Gelder für die länd-
liche Entwicklung und für Bauern.

Caritas-Direktor Michael Landau
beklagt, dass in Österreich Ökologie,
Ökonomie und Soziales aus der Ba-
lance kommen und die Regierung
über ihren eigenen Armutsbericht
schweigt. Hat die ÖVP ihr soziales
Gewissen verloren?
Demmöchte ich entschieden wi-

dersprechen. Wir haben für kleine
Einkommen viel gemacht. Wir ha-
beneineSozialquotevon30Prozent,
dieüberdemSchnitt liegt.Wirgeben
mehr für Pensionen aus als andere.
Es gibt bei uns keine Altersbegren-
zung fürOperationen.KeinLandhat
einenVersichertenstandvon98Pro-
zent in der Sozialversicherung. Das
soziale System ist durch unsere Re-
formen sicherer geworden.

Begrüßen Sie es, wenn die Türkei
ihr Beitrittsgesuch zurückzieht?
Ich glaube nicht, dass sie es tun

werden. Die Verhandlungen liegen
mehr im Interesse der Türkei als im
Interesse Europas.

Warum hat Österreich keine Part-
ner für sein Anliegen gefunden, mit
der Türkei eine Alternative zum EU-
Beitritt zu verhandeln?
Ich bin nicht pessimistisch. Wir

haben als Erste formuliert, was am
Ende herauskommen wird. Ich sage
voraus, dass sich die Dinge in unse-
rem Sinne entwickeln werden.

Ist die privilegierte Partnerschaft

im österreichischen Sinne?
Der Beitritt als Option darf nicht

ausgeschlossen werden, wenn alle
Bedingungenerfüllt sind.Wenneine
nicht gegeben ist, braucht es eine
Alternative. Es ist klug, sich über Al-
ternativen den Kopf zu zerbrechen.

Bereuen Sie heute, bei all den Tür-
kei-Entscheidungen auf Rats-Ebene
nie ein Veto eingelegt zu haben?
Den Vorwurf weise ich deutlich

zurück, dass wir irgendetwas ver-
säumt hätten. Wir haben der Türkei
gesagt, die Sache ist schwierig. Wir
drängen seit Jahren auf Reformen.

BeiderEU-Skepsis derBürger ran-
giert Österreich mit Großbritannien
an letzter Stelle.Wie kommt es dazu?
Von solchen Rankings halte ich

nichts. Ich rede mit vielen Leuten,
die Erweiterung umdie zehnNeuen
ist akzeptiert. Die Skepsis kommt
von der Überregulierung und mit
problematischen EuGH-Urteilen.

In der AufnahmederBalkan-Länder
sehen Sie kein Akzeptanz-Problem?

Die Balkan-Länder brauchen die
EU-Perspektive für Reformen und
den Versöhnungsprozess. Die Ko-
sovo-Frage lässt sich nur dann lö-
sen,wennsichdieRegion imgröße-
ren Europa wiederfindet.

Stimmt es, dass Sie Hirschmann
ein EU-Mandat angeboten haben,
um ihn von einer eigenen Kandida-
tur abzuhalten?
Ich habe bei der Erstellung der

Kandidatenliste vor eineinhalb Jah-
ren viele Gespräche geführt. Das
war lange vor der Landtagswahl.

Wussten Sie von ZahlungenÖVP-
naher Kreise an Hirschmann?
Warum sollte ich.

Werden Sie Maßnahmen gegen
den hohen Benzinpreis ergreifen?
Kein europäischer Politiker kann

die internationale Preispolitik auf
dem Ölmarkt kompensieren. Wir
steuern mit dem Kilometergeld da-
gegen. Es ist bei uns höher als in
anderen Ländern.Mit der Steuerre-
form werden die Pendler entlastet.

ÖVP-Obmann
und Bundes-
kanzler Wolf-
gang Schüssel
verlangt
strengere
Zugangsbe-
schränkungen
für auslän-
dische Ar-
beitskräfte. Er
will auch
striktere Re-
gelungen für
den Nachzug
und für Ein-
bürgerungenW
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„In der Türkei-Frage
sind wir auf der

sicheren, vor allem auf
der ehrlichen Seite.“

Think Tank für einen
Europäischen Bundesstaat

um schnelle Lösungen für
Europa. „Wirwollendie vor-
rangige Stellung der Politik
über die Wirtschaft wieder
herstellen.“ Angesichts der
globalenWirtschaft brauche
es wirtschaftspolitische Ak-
teure, die grenzüberschrei-
tend handeln.
Koller ist überzeugt, dass

nur ein Europäischer Bun-

desstaat in der Lage wäre,
eine Steuer-, Finanz- und
Wirtschaftspolitik „aus ei-
nemGuss“zubetreibenund
damit den Standortwettbe-
werb in Europa zu überwin-
den. „Wir haben uns lange
gefreut, gegenüber
Deutschland einen Wettbe-
werbsvorteil durch niedrig-
ereSteuernzuhaben,bisdie

Slowakei uns mit niedrig-
eren Steuern ausgebootet
hat“, erläutert Korosec das
Problem.
Im Gegensatz zu den eu-

ropäischen Nationalstaaten
wäre einen Europäische Fö-
deration nicht mehr Spiel-
ball, sondern ein ernst zu
nehmender globaler Akteur.
„WirkönntendieHerausfor-
derungen des 21. Jahrhun-
derts, die Globalisierung
und die Umweltproblema-
tik, aktivangehenund inun-
serem Sinn mitgestalten.“

KLEINSTAATEREI Ein Euro-
päischer Bundesstaat wäre
durchaus im Interesse der
breiten Bevölkerung, glaubt
Koller. Europa könne damit
zu einer Politik der sozialen
Marktwirtschaft zurückkeh-
ren, als einzelner Kleinstaat
habe man dagegen nur ge-

ringen wirtschaftspoliti-
schen Spielraum. „Die
Kleinstaaterei schadet den
kleinen Leuten“, sagt Koller.
KeinWunder,dassdieBe-

fürworter eines Kerneuro-
pas skeptisch gegenüber ei-
nem Beitritt der Türkei zur
Europäischen Union sind.
„Die Türkei passt eigentlich
nicht zu Europa, weder geo-
grafisch noch kulturell“, be-
tont Koller.
Koller und die Mitglieder

des Vereins sind sich be-
wusst, dass sie mit ihrer Ini-
tiative eine nur schwer um-
zusetzende politische Idee
verfolgen.Erzitiertdazuden
deutschen Alt-Bundeskanz-
ler Helmut Kohl: „Die Visio-
näre sind die wahren Reali-
sten der Geschichte.“

– Bernhard Gaul

D INTERNET
http://www.nova-europa.org

Karl Koller hat sich große
Ziele gesetzt. Gemeinsam
mit seinen Kollegen vom
Verein Nova Europa will er
für die Idee der Bildung ei-
ner „Europäischen Födera-
tion“, eines Europäischen
Bundesstaates, werben.
Diese Föderation, erklärt

Koller, müsste durch eine
Staatengruppe rund um
Frankreich und Deutsch-
land, gebildet werden. Die
Gründerstaaten der EU bil-
den eine Art Kerneuropa,
Österreich sollte auf jeden
Fall dazugehören.
Die Mitglieder des ÖVP-

nahen Vereins – sie definie-
ren sich als „christlich-sozi-

ale Plattform für ein födera-
tives Europa“, verstehen
sich als Think Tank, als
Ideenwerkstatt zur Zukunft
Österreichs und Europas.

PROMINENZ BekannteMit-
glieder sind Ex-ÖVP-Vize-
kanzler Josef Riegler, der
ehemalige Zweite National-
ratspräsident Heinrich
Neisser, Alt-ÖVP-Klubob-
mann Friedrich König oder
die Wiener ÖVP-Landtags-
abgeordnete Ingrid Korosec
und deren Sohn Christoph.
Derzeit werde amGrund-

lagenpapier „Vision 2020“
gearbeitet, erzählt Koller.
Dem Verein gehe es nicht

Karl Koller
vom Verein
Nova Europa
fordert einen
Europä-
ischen Bun-
desstaat. Nur
so könne
Europa
wieder ein
Global Player
werdenM
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